
lagen aber vielfach nicht ohne weiteres aus dem Partei­
vortrag erkennbar sind und zum Teil geflissentlich ver­
tuscht werden, wie z. B. der Einwand der Arglist oder 
der Sittenwidrigkeit. Diese Einwendungen sind von 
großem Einfluß auf die Richtigkeit des Prozeßergeb­
nisses. Sie stellen wichtige gesellschaftliche Regulative 
des Rechts dar. Ihnen nachzugehen, auf sie im Prozeß 
hinzuweisen und ihnen durch Untersuchungen die not­
wendige sachliche Stütze zu geben, ist eine wichtige 
Aufgabe für den Staatsanwalt, durch deren Beachtung 
er die Wahrung des Prinzips der obiektiven Wahrheit 
im Zivilprozeß wesentlich fördern kann. Sie fallen des­
halb auch in denjenigen Bereich, der dem Staatsanwalt 
in besonderem Maße zur Gewährleistung der Gesetz­
lichkeit übertragen ist.

Selbstverständlich kann es nicht das Ziel der Unter­
suchungen des Staatsanwalts sein, durch diese die 
richterliche Aufklärungspflicht und die Beweisführung 
überflüssig zu machen. Er kann also nicht bean­
spruchen, daß seine Untersuchungen als Beweise vom 
Gericht hingenommen werden. Das wäre ein unzuläs­
siger Eingriff in die richterliche Unabhängigkeit und 
eine Verletzung der geltenden Prozeßgesetze. Sein Vor­
trag ist aber geeignet, die Pflicht des Richters zur Sach­
aufklärung auszulösen, die Parteien zur Erklärung und 
zur Beweisführung zu veranlassen und gegebenen­
falls auch das Hindernis der Unverwertbarkeit pri­
vaten richterlichen Wissens im Prozeß zu beseitigen. 
Das ist angesichts des Umstandes von großer Bedeu­
tung, daß in unserem Prozeß die Beweisführungspflicht 
als prozessuale Mitwirkungspflicht beider Parteien zur 
Aufklärung der objektiven Wahrheit besteht. Aus Ber­
lin sind Beispiele von Mankosachen bekannt, in 
denen die auf Veranlassung des Staatsanwalts erfolgte 
Heranziehung von Mitgliedern der Verkaufsstellenaus­
schüsse der Konsumgenossenschaften als Zeugen zu 
guten Ergebnissen geführt hat. Die Mitwirkung des 
Staatsanwalts tragt mit dazu bei, daß der Zivilprozeß 
seinen Charakter als reines Parteiverfahren allmählich 
zu verändern beginnt und daß er neuen Verfahrens­
formen zustrebt.

Die Ausbildung dieser Methoden staatsanwaltschaft- 
licher Tätigkeit, die noch in vollem Gange ist, erfolgte 
bisher im wesentlichen im Rahmen des Anfechtungs­
antrags nach § 31 KKVO. In diesem Verfahren 
kann sich der Staatsanwalt nicht auf die Kritik der 
Entscheidung der Konfliktkommission beschränken. Er 
muß vielmehr den Kreisarbeitsgerichten auch den not­
wendigen Stoff liefern, der es ihnen ermöglicht, zu 
einer zutreffenden sachlichen Entscheidung zu ge­
langen. Dazu sind häufig umfangreiche Untersuchungen 
erforderlich. Da der Staatsanwalt das Verfahren selbst 
betreibt, sind ihm hierin weitere Möglichkeiten ein­
geräumt als im Zivilprozeß. Es sind ihm nur die Gren­
zen gesetzt, die sich aus dem Charakter der Aufsichts­
untersuchungen ergeben. Die Erfahrungen, die die 
Staatsanwälte mit dieser Methode der Prozeßvorberei­
tung gemacht haben, ergaben ihre volle Tauglichkeit. 
Sie haben auch erwiesen, daß einige Grundsätze dieses 
Verfahrens schon heute mit Nutzen auf den Zivil- und 
den Arbeitsgerichtsprozeß sinngemäß übertragen wer­
den können. Natürlich müssen dabei die Schranken be­
achtet werden, die die Prozeßgesetze derzeit noch 
setzen. Auf jeden Fall kann schon jetzt das durch die 
alten Gesetze bestimmte Prozeßbild aufgelockert und 
an Gestaltungen des Zivilprozesses angenähert werden, 
deren gesetzliche Einführung erstrebt werden sollte.

Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß von der 
Möglichkeit und Notwendigkeit des § 12 Ziff. 4 StAG, 
die Feststellungen der Zivilprozesse und Arbeits­
gerichtsverfahren zum Ausgangspunkt von Aufsichts­
verfahren zu machen, ein viel zu geringer Gebrauch 
gemacht wird. Das liegt nicht daran, daß die Staatsan­
wälte zp wenig in Zivil- und Arbeitsrechtsstreitigkeiten 
mitwirken. Es liegt vor allen Dingen daran, daß in 
diesen Verfahren, besonders in Zivilprozessen, wenn 
nicht die Erfahrung trügt, der Erörterung und Feststel­
lung der Begleitumstände zu wenig Aufmerksamkeit 
gewidmet wird, obwohl in ihnen die Ungesetzlichkeiten 
zumeist begründet sind. Das erschwert die Auswertung 
der Verfahren für die Aufsichtstätigkeit. Es ist aber 
überwiegend darauf zurückzuführen, daß auch die

Staatsanwälte nicht auf die Erörterung und Feststellung 
dieser Umstände hinwirken. Und das wiederum hat 
seinen Grund darin, daß sie sich meist davor scheuen,' 
Aufsichtsuntersuchungen im Rahmen ihrer Mitwir­
kungstätigkeit einzuleiten und zu führen, obwohl sich 
hierdurch gute Voraussetzungen für die Auswertung der 
Verfahren nach ihrem Abschluß ergeben. Als gute Bei­
spiele für eine auch diese Gesichtspunkte sorgfältig 
berücksichtigende Mitwirkungstätigkeit sei die Tätigkeit 
des Staatsanwalts für Zivilsachen im Kreis Kamenz 
erwähnt. Er hat die in einem Arbeitsgerichtsprozeß bei­
läufig getroffene Feststellung, daß der klagende Betrieb 
den Urlaub des Verklagten in Geld abgegolten hatte, 
zum Anlaß für einen Einspruch genommen. Er hat 
ferner die in einem Zivilprozeß getroffene Feststellung, 
daß ein volkseigener Betrieb Forderungen geltend 
macht, die längst verjährt gewesen wären, wenn sie 
nicht unter die Verlängerung der Verjährungsfristen 
gefallen wären, zum Anlaß eines Hinweises auf die sich 
aus der wirtschaftlichen Rechnungsführung ergebende 
Notwendigkeit genommen, fällige Forderungen unge­
säumt beizutreiben.

Die Ausnutzung aller gesetzlichen Möglichkeiten zur 
Erfüllung der Aufgaben der Staatsanwaltschaft bei der 
Mitwirkung ist in diesen Fällen riditig gehandhabt 
worden. Die Möglichkeiten, neue zulässige Methoden 
anzuwenden, sind — wie zu zeigen versucht wurde — 
äußerst vielgestaltig. Es sind aber auch schon vielfache 
Ansätze dazu vorhanden. Sie bewußt auszubauen, wird 
der Entwicklung des Rechts nützlich sein.

VI

Die Ergebnisse der vorstehenden Untersuchung kann 
man folgendermaßen zusammenfassen:

Die Staatsanwaltschaft übt eine neue selbständige, 
zu den bekannten hinzutretende Staatsfunktion aus. 
Diese besteht in aktiver Kontrolle, die der Entwicklung 
der Basis und der Fortentwicklung des Rechts dient. 
Sie wird ausgeübt durch Geltendmachung derjenigen 
staatsrechtlichen Grundsätze, die unter dem Begriff der 
demokratischen Gesetzlichkeit zusammengefaßt werden. 
Die allgemeinste und umfassendste Form der der 
Staatsanwaltschaft übertragenen Staatsfunktion ist 
das Verfahren der Allgemeinen Aufsicht. Auf den Ge­
bieten des Zivil- und Arbeitsrechts ist das Kriterium 
für die von den Staatsanwälten zu treffende Auswahl 
der Mitwirkungssachen die Vereinbarkeit und Überein­
stimmung der gesellschaftlichen und persönlichen 
Interessen unter Vorrang der ersteren. Die grund­
legende und charakteristische Arbeitsmethode der 
Staatsanwälte ist die Durchführung von Untersuchun­
gen der Tatsachen des Einzelfalles und der sozialöko­
nomischen Umstände. Die sozialökonomischen Um­
stände werden durch die Direktiven der Partei der Ar­
beiterklasse und die Äußerungen der führenden Staats­
männer interpretiert. Die Aufsichtsuntersuchungen der 
Staatsanwälte stellen die allgemeinste Form der Ar­
beitsmethode der Untersuchungen der Staatsanwälte dar. 
Sie können daher mit allen speziellen Formen der Funk­
tion der Staatsanwaltschaft in bestimmter Weise verbun­
den werden. Im Hinblick auf die Mitwirkung der Staats­
anwälte im Zivil- und im Arbeitsrechtsstreit spielt für 
die Entwicklung dieser Formen das Verfahren nach 
§ 31 KKVO eine besondere Rolle. Die Verbindung der 
Aufsichtsuntersuchungen der Staatsanwälte mit der 
Mitwirkung im Zivil- und im Arbeitsrechtsstreit führt 
dazu, daß diese Untersuchungen durch die Verfahrens­
rechte des Gerichts gewissen Einschränkungen ihrer 
Zulässigkeit unterliegen. Da sich der Staatsanwalt 
aber nicht auf der Ebene der Parteien befindet, 
können ihn nur gewisse prozessuale Grundrechte der 
Parteien einschränken. Die sehriftsätzlichen Äußerun­
gen der Staatsanwälte bei der Mitwirkung sind ihrem 
Inhalt nach Gutachten über die demokratische Gesetz­
lichkeit, ihrer Form nach Hinweise. Daraus folgt, daß 
der Hinweis auch im Verfahren der Allgemeinen Auf­
sicht die Bedeutung einer Form der Mitwirkung in be­
stimmten Verwaltungsverfahren haben kann. Für den 
Zivil- und Arbeitsrechtsstreit ergeben sich aus diesem 
Charakter der Äußerungen des Staatsanwalts be­
stimmte Folgen für die Mitteilung an die Parteien und 
die Auseinandersetzung der Gerichte mit ihnen.
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